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An das
Amt der NÖ Landesregierung
per Email: post.begutachtung@noel.gv.at
Wien, am 24. Juli 2019
Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf einer NÖ Web-Zugänglichkeitsverordnung (NÖ WZV)
Der Klagsverband dankt für die Möglichkeit zur Teilnahme am Begutachtungsverfahren zum oben genannten Entwurf und möchte wie folgt Stellung nehmen:

Gerade für Menschen mit Behinderung ist das Internet eine wichtige Möglichkeit, um am öffentlichen Leben teilzunehmen.

Daher werden barrierefreie Websites bereits in der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK), die Österreich bereits im Jahr 2008 ratifiziert hat, als Menschenrecht festgeschrieben.

Da die Europäische Union (EU) die UN-BRK ebenfalls ratifiziert hat, legte sie konsequenterweise die Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und des Rates über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen vor, die durch die NÖ WZV umgesetzt werden soll.

Der vorliegende Entwurf verweist auf die DIN EN 301549, Barrierefreiheitsanforderungen, geeignet für die öffentliche Beschaffung von IKT-Produkten und -Diensten in Europa, Ausgabe 2018 05. Diese Norm ist nicht öffentlich zugänglich und muss käuflich erworben werden.

Mit anderen Worten: Die gewählte Regelung 
· ist nicht barrierefrei, da die Kenntnis der DIN EN 301549 einen gravierenden finanziellen Aufwand voraussetzte, um das geltende Recht zu kennen,
· verletzt das Recht auf Zugang zu Information gemäß Art. 21 UN-BRK und 

· stellt damit eine Diskriminierung aufgrund der Behinderung dar, da die für Menschen mit Behinderungen relevanten Rechtsvorschriften nicht in barrierefreien Formaten und Technologien, die für unterschiedliche Arten der Behinderung geeignet sind, zur Verfügung stehen.
Der Klagsverband empfiehlt daher im Sinn der UN-BRK und der RL  2016/2102 eine grundlegende Überarbeitung des vorliegenden Entwurfs. Damit soll sichergestellt werden, dass sich Menschen mit Behinderungen auf dem üblichen Weg im Rechtsinformationssystem RIS über ihre Rechte kundig machen können.

Der Klagsverband hofft, mit dieser Stellungnahme einen Beitrag zu Gleichstellung und Diskriminierungsfreiheit in Niederösterreich zu leisten!
MMag. Volker Frey

Generalsekretär

ZVR Zahl 492362796


[image: image1.jpg]